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Wer wirklich wissen möchte, womit sich der
Brüssler Behördenapparat aktuell beschäftigt,
kann sich eine Anmeldung beim Besucherdienst
der Europäischen Union getrost sparen. Viel
aufschlussreicher ist ein abendlicher Bummel
durch die Kneipen und Restaurants am Place du
Luxembourg im Herzen der belgischen Kapita-
le. Hier herrscht ein munteres Kommen und
Gehen der Parlamentsabgeordneten, Kommis-
sionsbeamten, Verbandslobbyisten, EU-Korres-
pondenten, NGO-Vertreter – und nicht zuletzt
der Angestellten des gewaltigen Übersetzungs-
und Dolmetscherdienstes, die die zahllosen
Rechtsakte, Verlautbarungen und Kommuniques
in die 23 Amtssprachen der Mitgliedsländer
übertragen und der EU somit erst ihre Stimme
verleihen. Setzt man sich an einen beliebigen
Stammtisch dieser Berufsgruppe und fragt nach
einer Liste der unangenehmsten Begriffe, die in
den vergangenen Jahren zu übersetzen waren,
so nimmt „Zivilgesellschaft“ sprachenübergrei-
fend einen der vorderen Ränge ein. Vor allem in
der Amtszeit von Kommissionspräsident Ro-
mano Prodi (1999-2004) hat die Zivilgesellschaft
als Reaktion auf das Scheitern der Santer-Kom-
mission verstärkt Eingang in die zahllosen Ver-
öffentlichungen der Gemeinschaft gefunden
(Armstrong 2002), aber auch in der Kommissi-
on unter José Manuel Barroso nimmt der Be-
griff einen wichtigen Stellenwert in der Debatte
um die Weiterentwicklung europäischen Regie-
rens ein.

Seine weite Verbreitung in den unterschied-
lichen politischen Zusammenhängen mit sei-
nen sehr verschiedenen Akzentuierungen hat
allerdings dazu geführt, dass Kritiker das Kon-
zept der Zivilgesellschaft mittlerweile als dif-
fusen, wenig nützlichen Amöbenbegriff ableh-
nen, der sich vor allem durch seine definitori-
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sche Unschärfe charakterisiert und in der Spra-
chenvielfalt der EU bisweilen babylonische
Verwirrung hervorruft. So sorgte ein Überset-
zer aus dem Baltikum etwa kürzlich erst für
Unverständnis und später für Heiterkeit in sei-
nem Heimatland, als er in Dokumenten im
Kontext der externen Demokratieförderung der
Union in Weißrussland wiederholt „Civil So-
ciety“ mit „nicht militärische Gesellschaft“
übersetzte. Und trotz mehrfacher Nachfrage
wissen viele seiner Kollegen bis heute nicht so
recht, was der Begriff eigentlich beschreiben
soll (zu den Problemen europäischer Überset-
zer vgl. Frame 2005).

Was meint Brüssel also, wenn von Zivilge-
sellschaft die Rede ist? Im Folgenden sollen
verschiedene Diskussionsstränge hinsichtlich
ihrer empirischen und ihrer normativen Verwen-
dung in Brüssel auf den Prüfstand gestellt wer-
den.

1 Definitionsdefizite

Beschäftigt man sich auf Brüssler Ebene mit
dem Diskurs der Zivilgesellschaft, so kann man
sich schnell in einem wahren Knäuel der ver-
schiedenen Diskursstränge verheddern, so ver-
schieden sind die Kontexte, in denen mit dem
Begriff hantiert wird. Inhärent ist allen aktuel-
len europäischen Diskussionssträngen aller-
dings eine dezidiert normative Perspektive von
Zivilgesellschaft, die im Kern um die grund-
sätzliche Frage nach der Rolle und Funktion
gesellschaftlicher Selbstorganisation im Multi-
levelgovernance System der EU kreisen, wobei
zentralen konzeptionellen Bestandteilen wie
etwa der Legitimierung europäischer Regelset-
zung und den zur Verfügung stehenden Instru-
menten bisweilen sehr unterschiedliche Bedeu-
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tungen zugemessen werden (Eriksen/Fossum
2004; Greenwood 2007).

Es ist also erforderlich, nach den demokra-
tietheoretischen Prämissen und normativen Be-
deutungszumessungen zu fragen, die die Brüs-
seler Institutionen im Hinterkopf haben, wenn
sie die Zivilgesellschaft thematisieren. Das er-
fordert bisweilen ein Lesen zwischen den Zei-
len. Und dabei kann man den Eindruck gewin-
nen, das Konzept solle die Funktion einer eier-
legenden Wollmilchsau bei der Weiterentwick-
lung europäischen Regierens im Besonderen und
der Vertiefung des europäischen Integrations-
prozesses im Allgemeinen einnehmen, denn in
mindestens acht Diskussionszusammenhängen
hat der Zivilgesellschaftsdiskurs auf EU-Ebene
Eingang gefunden:

(1) So soll die Zivilgesellschaft dazu beitra-
gen, das vielbeschworene Demokratiedefizit des
„Elitenprojektes Europa“ zu überwinden. (2) Sie
soll als Legitimierungsquelle europäischen Re-
gierens angezapft werden und Europa näher an
die Bürgerinnen und Bürger rücken. (3) Sie soll
den Benachteiligten eine Stimme in Brüssel ver-
leihen und damit die Inputlegitimität europäi-
scher Regelsetzung stärken. (4) Gleichzeitig soll
die Outputlegitimität der Union durch das Ein-
bringen von Expertise weiter gesteigert und eu-
ropäische Governance effektiver und effizien-
ter gestalten werden. (5) Die Zivilgesellschaft
wird darüber hinaus als „Wachhund“ der Brüss-
ler Institutionen thematisiert. Sie soll durch ihre
Kontrollfunktion die Verantwortlichkeit der EU-
Behörden schärfen. (6) Des Weiteren gilt sie als
Schule der Demokratie im Sinne Tocquevilles
und als Hoffnungsträger für die Herausbildung
einer europäischen Öffentlichkeit, die wiederum
auf lange Sicht die Etablierung einer gemeinsa-
men europäischen Identität befördern soll. (7)
Schließlich wird die Zivilgesellschaft als wich-
tiger Kooperationspartner für die Entwicklung
der bislang nur in Grundzügen erkennbaren
Sozialpolitik erkannt. (8) Und auch im Kontext
der EU-Außenpolitik, und hier vor allem im

Zusammenhang mit den Anstrengungen in der
externen Demokratieförderung der Union, wird
die Zivilgesellschaft als Hoffnungsträger the-
matisiert.

Bis heute scheuen sich die Institutionen der
Europäischen Union, eine Arbeitsdefinition von
Zivilgesellschaft zu entwickeln. Es wird sogar
– wie etwa im Grünbuch zur Rolle der Zivilge-
sellschaft in der europäischen Drogenpolitik,
das die Kommission 2006 vorgelegt hat – aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass sich Zivil-
gesellschaft gar nicht einheitlich definieren las-
se (Europäische Kommission 2006: 6). Immer-
hin gibt es innerhalb der einzelnen Dokumente,
die sich mit der Rolle der Zivilgesellschaft in
der Europäischen Union auseinandersetzen, ei-
nen gemeinsamen Bezugspunkt, nämlich eine
Stellungnahme des Wirtschaft- und Sozialaus-
schusses (EWSA) aus dem Jahr 1999, in der
das Gremium, das sich selbst als Vertretung der
organisierten Zivilgesellschaft in Brüssel ver-
steht, die Akteure benennt, die die „organisierte
Zivilgesellschaft“ seiner Ansicht nach konstitu-
ieren. In diesem bereichslogischen Zugang wer-
den neben NGOs, auch sogenannte Communi-
ty-Based Organisations (also auf Gemein-
schaftsbildung ausgerichtete Assoziationen wie
etwa Jugendorganisationen), Religionsgemein-
schaften und schließlich auch die Sozialpartner
(Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände)
sowie Vertretungsorganisationen im sozialen
und wirtschaftlichen Bereich im weiten Spek-
trum der organisierten Zivilgesellschaft veror-
tet (Europäischer Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss 1999: 9). Damit wählt der EWSA einen
sehr weiten bereichslogischen Zugang (vgl. auch
den Beitrag von Eisele in diesem Heft).

Ein zweiter wichtiger Bezugspunkt aktuel-
ler Debatten ist das Weißbuch „Europäisches
Regieren“, das die Prodi-Kommission 2001
vorgelegt hat. Es stellt den Ausgangspunkt für
eine mittlerweile ausufernde Debatte um die
Weiterentwicklung von „guter“ Governance in
der EU dar. Im Zentrum steht die Forderung
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nach fünf Grundsätzen guten Regierens, näm-
lich Offenheit, Partizipation, Verantwortlichkeit,
Effektivität und Kohärenz als demokratisch-
rechtsstaatliche Prinzipien, die unter anderem
durch zivilgesellschaftliche Partizipation ver-
wirklicht werden sollen. Auch der EU-Reform-
vertrag, der sich gegenwärtig im Ratifizierungs-
verfahren befindet, sieht in Artikel 8b „einen
offenen, transparenten und regelmäßigen Dia-
log mit den repräsentativen Verbänden und der
Zivilgesellschaft“ vor (Europäische Union
2007).

Allerdings halten sich auch das Weißbuch
und der Reformvertrag sehr zurück, wenn es
darum geht, das Konzept von Zivilgesellschaft
zu präzisieren. Beide sprechen im Wesentlichen
die „organisierte Zivilgesellschaft“ im Sinne des
EWSA an, die im Rahmen des „zivilen Dia-
logs“ in die europäische Politikgestaltung
insbesondere der Kommission eingebunden
werden und damit zu einer Ergänzung des klas-
sischen Governance-Repertoires der Union um
nicht-gesetzgeberische Politikinstrumente bei-
tragen soll (Schutter 2002: 199).

Innerhalb der verschiedenen EU-Dokumente
wird also vor allem eine bereichslogische Defi-
nition vorgenommen, die Zivilgesellschaft als
intermediäre Sphäre kennzeichnet, dabei auch
Akteure des Marktes einschließt und im We-
sentlichen auf verfasste Organisationen abhebt,
die sich auf Brüssler Terrain bewegen. Was ist
davon vor dem Hintergrund der großen Hoff-
nungen zu halten, die in Brüssel in die Zivilge-
sellschaft gesetzt werden?

2 Zivilgesellschaft als Legitimierungs-
ressource der EU?

Dass die Europäische Union in einer Krise
steckt, ist spätestens seit der Ablehnung der EU-
Verfassung in Frankreich und den Niederlan-
den gemeinhin bekannt. Dabei ist das Scheitern
der Verfassung nur Ausdruck eines viel größe-
ren Problems: Die Europäische Union, ur-

sprünglich als bloße Regulierungsbehörde ei-
nes europaweiten freien Marktes ins Leben ge-
rufen, hat eine stetige Ausweitung ihres Ho-
heitsbereiches erfahren. Immer mehr Kompe-
tenzen werden auf die europäische Ebene verla-
gert. Und obwohl eine Reihe von demokrati-
schen Strukturen, wie das direkt gewählte Eu-
ropäische Parlament, eingeführt worden sind,
besteht doch mittlerweile weitgehende Einig-
keit in der politischen wie politikwissenschaft-
lichen Debatte, dass die Europäische Union ein
großes, wenn nicht gar gigantisches Demokra-
tiedefizit aufweist. In Deutschland erhielt die
öffentliche Diskussion um das Demokratiede-
fizit kürzlich durch Altbundespräsident Roman
Herzog neuen Zündstoff, als er in einem Bei-
trag mit Lüder Gerken für die Welt am Sonntag
die Vermischung von Legislative und Exekuti-
ve durch die zentrale Präjudizfunktion des Mi-
nisterrats in Bezug auf das Europäische Parla-
ment beklagte und etwas überschärft festhielt,
die Bundesrepublik Deutschland könne nicht
mehr als parlamentarische Demokratie bezeich-
net werden. Vielmehr sei es die unzureichend
demokratisch legitimierte EU-Verwaltung, die
nationale Gesetzgebung maßgeblich bestimme
(Herzog/Gerken 2007: 9). Zahlreiche weitere
Argumente lassen sich gegen die gegenwärti-
gen Modi europäischen Regierens vortragen (für
eine Übersicht vgl. z.B. Mehr Demokratie e.V.
2007: 497), darunter: Europäisches Regieren
geschieht alles andere als transparent und ist
noch immer eine Art Außenstelle der nationalen
Regierungen, die ihre Geschäfte technokratisch
hinter verschlossenen Türen treffen, ohne Rück-
sicht auf repräsentativ-demokratische Verfah-
ren nehmen zu müssen (Follesdal/Hix 2005:
263). Es ist folglich nicht verwunderlich, dass
die Bevölkerung der Union zunehmend skep-
tisch gegenüber steht.

Die Bürger durchschauen den Integrations-
prozess und sein Ziel nicht mehr. Dies verdeut-
lichen die Ergebnisse des Eurobarometers immer
wieder aufs Neue: Weite Teile der Bevölkerung

Matthias Freise



19

verstehen weder die Funktionsweise des politi-
schen Systems der EU, noch glauben sie, dass
sie Einfluss auf die Entscheidungsfindung auf
Brüssler Ebene haben (Rek 2007: 151). Sie
können nicht erkennen, wer für die Gesetzte
verantwortlich ist, die sie zu Hause im Alltag
beeinflussen. Die in den Sozial- und Rechts-
wissenschaften bis vor Kurzem durchaus ver-
breitete Ansicht, die EU ließe sich als überstaat-
liches Gebilde sui generis nicht nach auf den
Nationalstaat zugeschnittenen demokratischen
Kriterien beurteilen und müsse ihre Legitimität
deshalb einzig oder zumindest überwiegend aus
ihren Politikergebnissen beziehen, sich also in
der Sprache von Fritz Scharpf auf ihre Output-
Legitimität stützen (Scharpf 2005: 143), wird
deshalb zusehends nicht mehr akzeptiert. Statt-
dessen wird eine Kombination input- und out-
putorientierter Legitimierungsquellen gefordert.
Über die Frage allerdings, ob und ggf. wie sich
eine solche Kombination verwirklichen lässt,
wird derzeit heftig gestritten (Holzhacker 2007).

Beate Kohler-Koch und Berthold Rittberger
zeigen in ihrer Bestandsaufnahme der Diskus-
sion um die Steigerung demokratischer (Input-
)Legitimität der EU, dass sich das Heer der Kri-
tiker des demokratietheoretisch unbefriedigen-
den Status Quo grob in zwei Lager einteilen
lässt: Auf der einen Seite diejenigen, die das
Demokratiedefizit zwar beklagen, es aber auf-
grund der spezifischen Aufgaben der EU für
unüberwindbar halten. Auf der anderen Seite
stehen Autoren, die meinen, das Demokratiede-
fizit könne über Kurz oder Lang beseitigt oder
zumindest durch die Entwicklung eines politi-
schen Systems für die EU abgemildert werden,
das den Bürgerinnen und Bürgern in stärkerem
Maße als bisher Kanäle der politischen Partizi-
pation, der Einflussnahme und der Kontrolle
öffnet (Kohler-Koch/Rittberger 2007: 6). Es
wird also nach neuen Formen europäischer Po-
litiklegitimierung gesucht, und hier wird von
akademischer wie politischer Seite die Zivilge-
sellschaft ins Spiel gebracht.

Neben Ansätzen, die vor allem auf eine wei-
tere Stärkung der repräsentativen Elemente in
Form des Europäischen Parlaments abzielen und
solchen, die sich für die Einführung direkt-de-
mokratischer Elemente aussprechen, wird die
Zivilgesellschaft als Teilnehmer deliberativer
Entscheidungsfindung als dritte wichtige Säule
bei der Demokratisierung europäischen Regie-
rens thematisiert. Allerdings ist festzustellen,
dass die demokratischen Potentiale zivilgesell-
schaftlicher Einbindung in die Brüssler Ent-
scheidungsfindung sowohl in akademischen als
auch in politisch-praktischen Kreisen sehr kon-
trovers diskutiert werden.

Innerhalb der verschiedenen Brüssler Insti-
tutionen sind ganz eindeutige Präferenzen in-
nerhalb dieser Diskussion erkennbar. So zeigt
Pieter Bouwen sehr anschaulich, wie sich im
Nachgang zur Veröffentlichung des Weißbuches
Europäisches Regieren im Jahr 2001 ein Konf-
likt zwischen Parlament und Kommission um
die Institutionalisierung und Verstetigung von
Konsultationsverfahren mit Organisationen der
Zivilgesellschaft entwickelt hat. Offensichtlich
fürchtete das Parlament um seine ohnehin be-
schränkten Kompetenzen im europäischen Le-
gislativverfahren und betonte mehrfach, dass
die Konsultation mit interessierten Parteien
grundsätzlich nur als Supplement europäischen
Regierens dienen dürfe, niemals aber in Kon-
kurrenz zum durch demokratische Wahlen legi-
timierten Parlament treten solle (Bouwen 2007:
275).

Von Seiten der Kommission werden die
Organisationen der Zivilgesellschaft hingegen
zunehmend als Legitimierungsressource euro-
päischen Regierens thematisiert. Die dahinter
liegende Idee fußt auf der Hypothese, durch
zivilgesellschaftliche Partizipation an der politi-
schen Entscheidungsfindung und den damit
verbundenen deliberativen Beratungsprozessen
ließe sich die demokratische Qualität der Bera-
tungen, der daraus resultierenden Rechtsakte und
schließlich des politischen Systems selbst er-
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höhen (Nanz/Steffek 2005: 88ff). In der Theo-
rie der Internationalen Beziehungen wird dieser
deliberative Zugang zum demokratischen Re-
gieren überstaatlicher Organisationen bereits seit
Längerem diskutiert, allerdings gibt es bislang
kaum empirische Studien, die einen Beleg für
einen tatsächlichen demokratischen Mehrwert
zivilgesellschaftlicher Partizipation liefern kön-
nen. Kenneth Armstrong hält vielmehr fest, dass
eine vollständige Umstellung auf ein deliberati-
ves Modell, in dem die organisierte Zivilgesell-
schaft als Bindeglied zwischen Entscheidungen
und Bürgern die dominante Legitimationsfunk-
tion übernimmt, demokratietheoretisch überaus
bedenklich ist. Angesichts der noch immer man-
gelhaft ausgeprägten Öffentlichkeit und der in
Mehrebenensystemen typischen Kontroll- und
Verantwortungsprobleme laufen deliberative
Elemente Gefahr lediglich als Feigenblatt einer
Elitenveranstaltung zu dienen (Armstrong 2006:
80).

Dies gilt umso mehr für das Mehrebenen-
system der EU, denn im Gegensatz zu den nati-
onalen Diskursen über die Einbindung von par-
tizipativen Elementen als „kleine“ Zusatzlegiti-
mation neben starken Parlamenten, soll die Zi-
vilgesellschaft im Verständnis der Kommission
zu einem echten Standbein der Input-Legitimie-
rung weiterentwickelt werden – und das auf
Kosten einer Ausweitung der in der EU ohnehin
schon sehr schwach ausgeprägten Parlaments-
kompetenz. So ist es keineswegs verwunder-
lich, dass das EU-Parlament seinerseits überaus
skeptisch auf Initiativen reagiert, die es als Kon-
kurrenz zur eigenen repräsentativen Arbeit wahr-
nimmt.

Die erstmals im November 2007 ausgerech-
net auf Einladung des Parlamentes zusammen-
getretene Agora ist dafür ein gutes Beispiel: Laut
Einladungstext hat die Agora zum Ziel, „die par-
tizipative Energie der europäischen Gesellschaft,
wie sie in Vereinsnetzwerken, Berufsverbän-
den und Gewerkschaften zum Ausdruck kommt,
mit der repräsentativen Demokratie (…) zu ver-

knüpfen, wie sie auf europäischer Ebene vom
Europäischen Parlament verkörpert wird.“1 Be-
trachtet man allerdings die Redebeiträge der
meisten Parlamentarier im Eröffnungsplenum,
so wird deutlich, dass im Abgeordnetenhaus
große Vorbehalte gegen einen weiteren Ausbau
der Input-Legitimierung durch die Involvierung
zivilgesellschaftlicher Akteure bestehen.

Die Politikwissenschaft fragt deshalb zu-
recht nach den normativen Voraussetzungen, die
gegeben sein müssen, damit Deliberation euro-
päisches Regieren tatsächlich demokratischer
gestalten kann (z.B. Steffek/Nanz 2007; Eder/
Trenz 2007). Dreh- und Angelpunkt dabei ist
die Annahme, Organisationen der Zivilgesell-
schaft könnten als Transmissionsriemen zwi-
schen Bürger und den politischen Institutionen
einer internationalen Organisation dienen, die
aus verschiedenen Gründen der Praktikabilität
keine oder nur eingeschränkte Legitimität durch
repräsentative Verfahren gewinnen kann. Die
internationale Entscheidungsfindung wird dem-
nach demokratischer, weil Anliegen der betrof-
fenen Bevölkerungsgruppen durch die Organi-
sationen der Zivilgesellschaft gebündelt und in
die deliberative Politikberatung eingebracht
werden können. Darüber hinaus tragen die Ak-
teure der organisierten Zivilgesellschaft Infor-
mationen der internationalen Organisationen in
die Bevölkerung und befördern den politischen
Diskurs, indem sie über alternative Lösungsop-
tionen informieren. Soweit die Hypothese. Ob
die Organisationen der Zivilgesellschaft in die-
sem Sinne wirklich zu einer Legitimation durch
Deliberation beitragen können, ist in der empiri-
schen Forschung zur Governance internationa-
ler Organisationen allerdings sehr umstritten.

Einigkeit herrscht hingegen in der normati-
ven Diskussion um die Rolle der Zivilgesell-
schaft in internationalen Governance-Struktu-
ren darüber, dass Legitimation durch Delibera-
tion nur dann überhaupt denkbar ist, wenn eini-
ge Grundvoraussetzungen erfüllt sind. Nanz und
Steffek operationalisieren daher die Qualität
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deliberativer Prozesse anhand von vier Kriteri-
en, die sie als Grundbedingung für eine erfolg-
reiche Demokratisierung internationalen Regie-
rens durch zivilgesellschaftliche Partizipation
betrachten. Dazu zählen sie neben dem nach
Möglichkeit rechtlich verbrieften Zugang zivil-
gesellschaftlicher Organisationen zu den Bera-
tungen der internationalen Organisationen und
der Transparenz der Entscheidungsfindung vor
allem eine umfassende Distribution von Infor-
mationen und Dokumenten. Darüber hinaus wird
Responsivität als Grundvoraussetzung delibe-
rativer Demokratie gefordert, also der tatsächli-
che Eingang der eingebrachten Argumente in
den Beratungsprozess. Weiter betonen Nanz und
Steffek die systematische Einbeziehung aller
Stakeholder, die durch den Regelsetzungspro-
zess betroffen sind und betonen schließlich, dass
sich die Organisationen der Zivilgesellschaft
selbst diese Anforderungen in ihrem eigenen
Organisationsaufbau erfüllen müssen, damit ein
demokratischerer Mehrwert durch deliberative
Verfahren erzielt werden kann (Nanz/Steffek
2005).

Dieses Konzept ist sicherlich sehr voraus-
setzungsvoll, und in der Forschungspraxis dürfte
es große Schwierigkeiten bei der Umsetzung
valider Evaluationsverfahren geben. Trotzdem
dürften Nanz und Steffek den Autoren des Weiß-
buches in der Europäischen Kommission aus
dem Herzen sprechen, wenn sie die Legitimität
stiftenden Potentiale deliberativer Verfahren in
der Entscheidungsfindung internationaler Or-
ganisationen herausarbeiten. Zumindest wird
das offiziell so verkündet. Das Exekutivorgan
der EU hat in den vergangenen Jahren eine gan-
ze Reihe von Maßnahmen ergriffen, die auf die
Herstellung der genannten Grundvoraussetzun-
gen deliberativer Demokratie abzielen sollen
(siehe z.B. die Beiträge von Thorsten Hüller
und Christine Quittkat in diesem Heft). So wur-
de beispielsweise das Internetangebot der Kom-
mission gehörig aufpoliert, um Informationen
über geplante Gesetzesinitiativen der Union

schon früh zur Diskussion zu stellen. Nahezu
alle Generaldirektionen der Kommission unter-
halten in ihrem jeweiligen Tätigkeitsbereich im
Rahmen des „zivilen Dialogs“ Kontakte zur or-
ganisierten Zivilgesellschaft und anderen inter-
essierten Kreisen und tüfteln an der Versteti-
gung dieses Dialogs. Mit der Website „Ihre Stim-
me in Europa“ bietet die Europäische Kommis-
sion Zugang zu einer Vielzahl von Konsultatio-
nen, Diskussionen und verspricht, dass sich die
Bürgerinnen und Bürger hierüber „aktiv an der
Politikgestaltung in Europa beteiligen können“
(Winkler/Kozeluh 2005: 179). Auch die Ein-
richtung der Datenbank „Konsultation, die Eu-
ropäische Kommission und die Zivilgesell-
schaft“ (CONECCS)2 geht auf die Verpflich-
tung der Kommission zurück, ihre Konsultati-
onsverfahren transparenter zu gestalten. Die
Kommission verfolgt mit diesen Maßnahmen
gemäß eigener Auskunft das Ziel, einen allge-
mein gültigen, transparenten und kohärenten
Rahmen für ihre Konsultationsverfahren mit der
organisierten Zivilgesellschaft zu schaffen. In
erster Linie sollte sichergestellt werden, dass
bei der Politikgestaltung der Kommission die
Standpunkte aller interessierten Kreise angemes-
sen berücksichtigt werden (Europäische Kom-
mission 2007).

Trotz dieser Bemühungen dürfte die Kom-
mission damit gegenwärtig kaum die Input-Le-
gitimität europäischen Regierens gesteigert ha-
ben, im Gegenteil: Dawid Friedrich hat in sei-
ner Studie zur Partizipation zivilgesellschaftli-
cher Akteure im Beratungsprozess der europäi-
schen Chemikalienrichtlinie eindrucksvoll her-
ausgearbeitet, dass Responsivität, Transparenz
und Inklusion in den Beratungsverfahren
keineswegs verwirklicht sind (Friedrich 2007).
Kritiker der Kommission wird das kaum ver-
wundern. Nicht umsonst hat Rinus van Schen-
delen sein Standardwerk zum Lobbyismus in
der EU unter der Überschrift „Machiavelli in
Brüssel“ veröffentlicht. Er schätzt, dass es ge-
genwärtig rund 3.500 registrierte Interessenver-
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bände gibt, die in Brüssel ein Büro unterhalten.
Dazu kommt ein ganzes Heer von rund 25.000
Lobbyisten, die sich in der belgischen Haupt-
stadt niedergelassen haben, etwa 5.000 Lobby-
isten von ihnen sind bei der Kommission offizi-
ell akkreditiert. Wie eingangs bereits erwähnt
unterscheidet das Kommissions-Konzept der
organisierten Zivilgesellschaft nicht zwischen
Organisationen, die wirtschaftliche Interessen
ihrer Mitglieder verfolgen und solchen, die sich
als nicht-gewinnorientierte NGOs bezeichnen.
Setzt man diese beiden Gruppen ins Verhältnis
zueinander, so kommt auf sechs Industrielob-
byisten etwa ein NGO-Vertreter (Schendelen
2005). Jeder, der die Interessenpolitik in Brüs-
sel einmal in der Praxis erlebt hat, wird sofort
bestätigen, dass die gegenwärtige Arbeitsweise
der EU alles andere als transparent abläuft.

Insbesondere die Abwesenheit verbindlicher
Regeln des Konsultationsprozesses wird des-
halb vielfach als Hauptproblem europäischen

Regierens unter Einbeziehung von Akteuren der
„organisierten Zivilgesellschaft“ betrachtet. Der
Kommission ist das durchaus bewusst. Trotz-
dem tut sie sich sehr schwer damit, diesem über
die Jahre gewachsenen Geflecht von informel-
len Beziehungen zu den verschiedenen Interes-
sengruppen eine rechtsverbindliche Basis zu
verleihen. Das hat zwei Gründe: Zum einen
würde sich die Kommission angreifbar machen.
Zum anderen fährt der Beamtenapparat der
Kommission mit der bisherigen Praxis der Inte-
ressenvertretung sehr gut und hinter vorgehal-
tener Hand möchte auch kaum jemand in den
Fachreferaten daran etwas ändern. In der Tat
sind die Referenten in den verschiedenen Gene-
raldirektionen auf die Expertise der Interessen-
gruppen zwingend angewiesen. Die EU ver-
fügt im Gegensatz zu den nationalen Regierun-
gen und Parlamenten nur über einen sehr klei-
nen wissenschaftlichen Dienst und muss sich
deshalb auf die Informationen auswärtiger Ex-
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perten stützen. Und die stellen die Interessen-
gruppen natürlich gerne bereit (Kohler-Koch,
2007). In der Folge haben sich die Interessen-
gruppen in Brüssel – ganz gleich ob Wirtschafts-
verbände oder NGOs – zu hochgradig profes-
sionalisierten Spezialisten entwickelt, die „durch
eine gewisse Distanz zur Öffentlichkeit auffal-
len“, um es mit Jürgen Kocka einmal vorsichtig
zu formulieren (Kocka 2007: 35). Entstanden
ist so eine „stille Zivilgesellschaft“ (Kaelble
2005: 279), die alternative politische Lösungs-
vorschläge in der Regel durch die Produktion
von Gutachten und nur in Ausnahmefällen durch
die Organisation von Protest formuliert.

Die Kommission hat diese Entwicklung
dadurch noch vorangetrieben, dass sie in den
vergangenen Jahren in zunehmendem Maße
versucht hat, sich im Rahmen von Top-Down-
Strategien zivilgesellschaftliche Kooperations-
partner selbst zu schaffen, indem sie in Politik-
feldern, in denen ihrer Ansicht nach nicht alle
Stakeholder angemessen vertreten sind, kurzer-
hand Verbände bezahlt, die bei ihr Lobbying
betreiben. Dies ist angesichts des erheblichen
Ungleichgewichts gegenüber den organisierten
Wirtschaftsinteressen durchaus legitim. Hendrik
Kafsack zeigt allerdings am Beispiel der Um-
weltorganisationen in Brüssel, dass die EU in
diesem Politikfeld für zahlreiche Interessengrup-
pen zum wichtigsten Geldgeber avanciert und
konstatiert etwas resigniert, dass das Wörtchen
„nicht“ in „Nichtregierungsorganisation“ nur
noch fiktiv sei (Kafsack 2005: 12).

Was gegenwärtig in Brüssel also unter dem
Schlagwort der zivilgesellschaftlichen Partizi-
pation passiert, ist paradoxerweise kein Ausbau
input-orientierter Legitimation, vielmehr wird
durch die Struktur der europäischen Interessen-
politik bestenfalls die Output-Leistung des EU-
Apparates durch die Bereitstellung von Exper-
tise seitens der Interessengruppen erreicht (Coen
2007). Fairerweise muss man einräumen, dass
dieses Phänomen von den Institutionen der EU
erkannt worden ist.

Streiten Parlament, Rat und Kommission im
Rahmen der Diskussion um die Weiterentwick-
lung europäischen Regierens vehement um die
Aufgaben der organisierten Zivilgesellschaft, so
besteht doch weitgehende Einigkeit, wenn es
darum geht, die Zivilgesellschaft als Hoffnungs-
trägerin für die Herausbildung einer europäi-
schen Öffentlichkeit zu bemühen.

3 Zivilgesellschaft als
Identitätsstifterin?

Eine wesentliche Ursache für die momentan
weitgehend festgefahrene Debatte um die Wei-
terentwicklung Europas ist die Tradition euro-
päischer Integration als Elitenprojekt. Bis heute
ist eine europäische Identität wenn überhaupt
nur in Ansätzen zu erkennen. Zentraler Bezugs-
punkt politischen Denkens ist jedoch in nahezu
allen Staaten der Nationalstaat. Es gibt weder
europäische Parteien, noch mediale Bindeglie-
der zwischen den Bürgerinnen und Bürgern vor
Ort und den Institutionen der Europäischen
Union (Bijsmans 2007). Politische Berichter-
stattung findet europaweit wenn überhaupt nur
in den Qualitätszeitungen statt, und nach dem
Bericht aus Brüssel muss man in den dritten
Programmen der ARD schon lange suchen. In
unseren Nachbarländern ist das nicht viel anders.
Kein Wunder also, dass die Institutionen der
EU Hoffnungen in die nationalen und insbe-
sondere die regionalen zivilgesellschaftlichen
Vereinigung setzen, wenn es darum geht, euro-
päische Themen näher an den Bürger zu rü-
cken. Ganz unbegründet scheint diese Hoffnung
nicht zu sein. Volker Gunnar Schuppert deutete
bereits 2001 in einem Essay für dieses Journal
an, dass sich zusehends europäische Netzwer-
ke zivilgesellschaftlicher Organisationen heraus-
bilden, die „nicht nur dem jetzigen Integrations-
grad der Europäischen Union, sondern dem
kulturellen Pluralismus Europas in besonderer
Weise entsprechen“ (Schuppert 2001: 9). Die
Institutionen der Europäischen Union haben eine
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Vielzahl von Maßnahmen in der Hoffnung ent-
wickelt, diesen Prozess beschleunigen zu kön-
nen. Jüngstes Beispiel ist das Programm „Eur-
opa für Bürgerinnen und Bürger zur Förderung
einer aktiven europäischen Bürgerschaft“ für
die Jahre 2007 bis 2013, das Rat und Parlament
im Dezember 2006 auf den Weg brachten. Auch
hier spielt die Zivilgesellschaft eine wichtige
Rolle. Ziel des Programms ist es unter anderem,
„ein Verständnis für eine europäische Identität
zu entwickeln, die auf gemeinsamen Werten,
gemeinsamer Geschichte und gemeinsamer
Kultur aufbaut“ (Europäisches Parlament 2006).
Dies soll beispielsweise durch die Förderung
von Städtepartnerschaften oder die Unterstüt-
zung für Initiativen von Organisationen der Zi-
vilgesellschaft vor Ort erreicht werden. Zahl-
reiche weitere Beispiele für solche Förderpro-
gramme lassen sich anführen.

Im Gegensatz zur Debatte um die Einbezie-
hung von Akteuren der organisierten Zivilge-
sellschaft in deliberative Beratungsprozesse der
Union umfasst die Perspektive der europäi-
schen Institutionen bei der Frage nach der Be-
förderung einer europäischen Identität nun
auch prononciert neo-tocqueville’sche Elemente
und heben indirekte Beiträge zum Community
Building lokale Assoziationen hervor. Diese
sollen durch ihre soziale Infrastruktur belast-
barer Netzwerke von face-to-face Beziehun-
gen bestehende soziale Schranken überwin-
den. Interpersonales Vertrauen, die Unterstüt-
zung gemeinschaftsbezogener Werte und Nor-
men sowie bürgerschaftliches Engagement
werden in diesem Verständnis in Netzwerken
bürgerlicher Vereinigungen ausgebildet. Da-
mit lässt sich diese Perspektive von Zivilge-
sellschaft der Debatte um den Nutzen von So-
zialkapital im Sinne Robert Putnams zuschla-
gen, den sich auch die Europäische Union zu
nutze machen möchte (Zimmer/Freise 2008).
Performanzevaluationen dieser Fördermaßnah-
men sind allerdings überaus schwierig durch-
zuführen.

Aus demokratietheoretischer Perspektive ist
an Versuchen, Europa durch die Unterstützung
von europäischen Netzwerken eine Identität zu
verleihen, sicher nichts auszusetzen. Allerdings
muss sich die Union hüten, eine europäische
Zivilgesellschaft ausschließlich „von oben“ auf-
bauen zu wollen. Trotz der erheblichen Förder-
programme, die die Union seit den 1980er Jah-
ren und in noch viel stärkerem Maße nach dem
Beitritt der mittel- und osteuropäischen Länder
2005 bzw. 2007 durchführt, lässt sich bislang
kaum ein messbarer Erfolg hinsichtlich der Iden-
tifikation der Bürgerinnen und Bürger mit der
Europäischen Union verzeichnen.

4 Zivilgesellschaft als
Ersatz-Exekutive?

Der Vollständigkeit halber soll hier auf zwei
weitere Diskussionszusammenhänge hingewie-
sen werden, in denen das Konzept der Zivilge-
sellschaft Eingang in die Brüssler Behörden-
sprache gefunden hat, allerdings mit einem völ-
lig anderen Bedeutungsgehalt. So wird der Be-
griff von den Europäischen Institutionen immer
mal wieder synonym zum ökonomischen Be-
griff des Dritten Sektors verwendet, wenn es
um die praktische Regelung der Daseinsvor-
sorge nach den Vorgaben der EG geht (Lahusen
2005). Hintergrund ist das Grundanliegen der
EU, einen gemeinsamen Binnenmarkt zu schaf-
fen. Dabei hat sich die Frage nach den ökono-
mischen und rechtlichen Grundlagen für die
Erbringung sozialer Dienste im öffentlichen In-
teresse durch nichtstaatliche Organisationen zu
einer der heikelsten Probleme europäischer Bin-
nenmarktregulierung der vergangenen Jahre
entwickelt. Dies resultiert aus der historisch
gewachsenen Einbettung des Dritten Sektors in
die staatliche Wohlfahrtsproduktion, die von
Land zu Land verschiedene Wohlfahrtsmixe aus
staatlichen, marktlichen und gemeinnützigen
Akteuren konstituiert hat (vgl. hierzu die Bei-
träge in Evers/Laville 2004). Im Kern geht es
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also in dieser Auseinandersetzung um die
Dienstleistungsfunktion gemeinnütziger Akteu-
re im Rahmen der Daseinsfürsorge und nicht
etwa vorrangig um demokratietheoretische Fra-
gestellungen. Insbesondere den Organisationen
der freien deutschen Wohlfahrtspflege ist es aber
gelungen, den „zivilgesellschaftlichen Mehrwert
gemeinwohlorientierter Dienste“ in Brüssel in
die politische Debatte einzuführen (Zimmer et
al. 2005). Im Ergebnis hat dies dazu geführt,
dass sich die EU-Kommission bei der Durch-
setzung einheitlicher Regelungen im Bereich der
Daseinsvorsorge gegenwärtig weitgehend zu-
rückhält. Dennoch gibt es augenblicklich eine
Reihe von Konflikten zwischen EU-Kommis-
sion, nationalen Regierungen und Vertretern des
Dritten Sektors, so im Ausschreibungs-, Sub-
ventions- und Steuerrecht, um nur einige zu
nennen (Blankart/Gehmann 2006).

Demokratietheoretisch wesentlich brisanter
ist der Versuch der Kommission, mit Hilfe von
Organisationen des Dritten Sektors das ohnehin
schon löchrige Subsidiaritätsprinzip und damit
nationale Kompetenzbereiche zu umschiffen.
Die Methode der Offenen Koordinierung ist
ein gutes Beispiel. Hier werden „Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft“ in den Umsetzungs-
prozess der Zielvorgaben integriert, womit ein
starker Druck auf die nationalen Regierungen
ausgeübt werden kann, Kommissionsinteres-
sen umzusetzen, obwohl das Politikfeld nicht
vergemeinschaftet ist (Brandsen 2008).

Schließlich hat der Begriff Zivilgesellschaft
in Brüssel ebenfalls einen festen Platz in der
Diskussion um die Weiterentwicklung europäi-
scher Entwicklungszusammenarbeit und exter-
ner Demokratieförderung inne. Zwar zeigen
Annette Jünemann und Michèle Knodt, dass
die Barroso-Kommission mit ihrer österreichi-
schen Außenkommissarin Ferrero-Waldner zi-
vilgesellschaftlichen Förderprogrammen spür-
bar weniger Aufmerksamkeit widmet als die
Vorgänger-Kommission, was auch einer Reihe
von Evaluationen geschuldet sein dürfte, die

externen Förderprogrammen zum Aufbau von
Zivilgesellschaften eher bescheidenen Erfolg
attestieren. Dennoch spielt die Unterstützung
nicht-staatlicher Akteure in Transitionsprozes-
sen nach wie vor eine wichtige Rolle in der EU-
Entwicklungszusammenarbeit. Gegenwärtig
wird in Parlament und Kommission eine rege
Diskussion um die Professionalisierung des
Managements zivilgesellschaftlicher Koopera-
tionsprojekte geführt (Jünemann/Knodt 2006:
291).

 5 Fazit

Dass die eingangs zitierten EU-Übersetzer ihre
Schwierigkeiten mit dem Begriff Zivilgesell-
schaft haben, dürfte angesichts der dargestell-
ten Verwendungsvielfalt in der Brüssler Behör-
densprache verständlich geworden sein. Zu ver-
schieden sind die normativen Hoffnungen, die
seitens der EU-Institutionen in die aktuelle Dis-
kussion um die Weiterentwicklung europäischen
Regierens gesetzt werden, als dass Zivilgesell-
schaft in der EU-Forschung als heuristisches
Konzept herhalten könnte. Warum hat der Be-
griff dennoch eine solche Karriere im europäi-
schen Diskurs hingelegt? Die Antwort dürfte in
seiner utopischen Begriffsebene liegen. Wie
Ansgar Klein in seinem Standardwerk zum Dis-
kurs der Zivilgesellschaft so schön ausführt, ist
dieser „eine weit ausholende und unabgeschlos-
sene theoretische Suchbewegung nach den po-
litischen Handlungsmöglichkeiten gesellschaft-
licher Akteure zur Herstellung und Fortentwick-
lung demokratischer Formen der Politik“ (Klein
2000: 252). Untrennbar ist die Vorstellung von
Zivilgesellschaft mit der Idee einer „guten“, de-
mokratischeren Gesellschaft verbunden, in der
eine aktive Bürgerbeteiligung und politische
Öffentlichkeit eine wichtige Rolle spielen. Und
obwohl die aktuelle Umsetzung mehr zur Tar-
nung der Elitenveranstaltung Europa dient, be-
steht doch offensichtlich die weitverbreitete
Sehnsucht nach einem demokratischeren Euro-
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pa, die sich auch in den umfangreichen Förder-
programmen der EU und anderer staatlicher In-
stitutionen niederschlägt. Forschungsnetzwer-
ke wie CONNEX3 oder CINEFOGO4, aber
auch die Nachwuchsgruppe „Europäische Zi-
vilgesellschaft & Multilevel Governance“5, der
der Verfasser vorsteht, sind nichts anderes als
Einladungen an die Sozialwissenschaften, sich
an der Verwirklichung der Utopie eines demo-
kratischen Europas zu beteiligen.

Sie dürfen dabei allerdings nicht den Fehler
begehen, auf den Zug derjenigen aufzusprin-
gen, die ein viel zu euphorisches Bild von Zivil-
gesellschaft zeichnen und die Potentiale zivil-
gesellschaftlicher Einbindung erheblich über-
schätzen. Eine Europäische Union, in der die
politische Entscheidungsfindung repräsentati-
ve Legitimierung zugunsten von vermeintlich
partizipativen Elementen marginalisiert, wird
nicht zur Demokratisierung europäischen Re-
gierens beitragen. Vielmehr steht im Gegenteil
eine Zementierung des Elitenprojektes Europa
zu befürchten.

Dr. Matthias Freise ist Leiter der Nach-
wuchsgruppe „Europäische Zivilgesellschaft
und Multilevel Governance“ an der Universität
Münster, freisem@uni-muenster.de.

Anmerkungen

1Vgl. www.europarl.europa.eu/agora.
2Vgl. http://ec.europa.eu/civil_society/

coneccs/index_de.htm.
3Vgl. www.connex-network.org/.
4Vgl. www.cinefogo.org/.
5Vgl. nez.uni-muenster.de/.
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